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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/7272/2020
öffentlich
12.02.2020

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag Fraktion Marburger Linke betr.: Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen verhindern – Milieuschutzgebiete ausweisen

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtverordnetenversammlung fordert die Hessische Landesregierung auf, unverzüg-
lich eine Verordnung zu erlassen, mit der die Umwandlung von Mietwohnungen in Eigen-
tumswohnungen unter Genehmigungsvorbehalt gestellt wird, um eine Verdrängung von 
langjährigen Mieter*innen aus ihren angestammten Quartieren zu verhindern.

2. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, die Ausweisung von Mili-
euschutzsatzungen für die Stadtteile Altstadt, Campusviertel, Südviertel, Weidenhausen, 
Ortenberg, Nordviertel auf den Weg zu bringen.

Begründung:

Wie zuletzt am Beispiel eines Mehrparteienhauses im Südviertel deutlich wurde, wird auch in 
Marburg die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen zunehmend zu einem Problem. 
In Zeiten boomender Immobilienpreise ist es für Besitzer und Investoren attraktiv, Mietwoh-
nungen in Eigentumswohnungen zu verwandeln, um höhere Renditen zu realisieren. Die Fol-
ge: Alteingesessene Mieter*innen werden aus ihren angestammten Quartieren verdrängt. Ein 
Instrument um gegen Verdrängung vorzugehen und Mieter*innen zu schützen, ist ein Geneh-
migungsvorbehalt gegen Umwandlung zu erlassen.

Nach § 172 BauGB Abs. 1, Satz 4 sind Landesregierungen ermächtigt für Grundstücke in Ge-
bieten einer Milieuschutzsatzung nach Satz 1 Nummer 2 einen kommunalen Genehmigungs-
vorbehalt für die Umwandlung von Mietwohnraum in Wohnungs- oder Teileigentum durch 
Rechtsverordnung zu erlassen.

Im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen in der 20. Legislaturperiode heißt es: „Für die Um-
wandlung von Miet- in Eigentumswohnungen wollen wir den Kommunen mit angespannten 
Wohnungsmärkten einen Genehmigungsvorbehalt einräumen.“ Auch Oberbürgermeister Dr. 
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Thomas Spies forderte von der Landesregierung ein entsprechende Verordnung. Vorausset-
zung, dass eine solche Verordnung dann in Marburg angewendet werden könnte, ist die Aus-
weisung einer Milieuschutzsatzung für entsprechende Teile des Stadtgebiets.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte 2018 bereits eine Ausweisung von Milieuschutzge-
bieten für Teile des Stadtgebiets gefordert (VO/6267/2018), welche von einer Mehrheit im 
Stadtparlament abgelehnt worden ist. Die Diskussion um ein kommunaler Genehmigungsvor-
behalt macht es notwendig, eine Entscheidung gekoppelt an einen solchen Vorbehalt neu zu 
überprüfen.

Renate Bastian Tanja Bauder-Wöhr Jan Schalauske
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Änderungsantrag 
 

der Fraktionen von SPD, BfM und CDU 
 

zum 
 

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.:  
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen verhindern – Milieuschutzgebiete 

ausweisen (VO/7272/2020) 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, zu prüfen, ob und wo in Marburg ein oder mehrere gefährdete 
Milieus identifiziert werden können, die die Anforderungen für eine Milieuschutzsatzung nach 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB erfüllen. 
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